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Seit 2014 finden in der 
Evangelisch-Reformierten 
Süsterkirche monatliche 
Friedensgebete statt. Ange-
sichts des russischen An-
griffskrieges auf die Ukraine 
hat die Gemeinde nun zu-
sammen mit dem internatio-
nalen Versöhnungsbund zu 
drei friedensethischen Vor-
trägen eingeladen. Den An-
fang machte Anfang Novem-
ber der Journalist und Publi-
zist Andreas Zumach (68), 
der vor seiner journalisti-
schen Karriere unter ande-
rem für die Aktion Sühnezei-
chen Friedensdienste und 
für die Organisation der ab 
1981 abgehaltenen Bonner 
Friedensdemonstrationen 
verantwortlich war.

In der vollbesetzen Süs-
terkirche begann Zumach 
seinen ohne Manuskript ge-
haltenen einstündigen Vor-
trag mit dem Hinweis darauf, 
dass es in der Öffentlichkeit 
angeblich zu 90 bis 95 Pro-
zent Zustimmung zu Waffen-
lieferungen in die Ukraine 
gäbe und man keine Alterna-
tive dazu sähe. Zudem räum-
te er mit dem von manchen 
Politikern vorgetragenen Ur-
teil auf, dass das ‚Frieden 
schaffen ohne Waffen‘ der 
Friedensbewegung durch 
den Ukraine-Krieg nunmehr 
endgültig widerlegt sei. Zu-
mach: „Das halte ich schlicht 
für Unsinn. Wer das behaup-
tet hat die Friedensbewe-
gung nie richtig verstanden.“

Frieden schaffen ohne 
Waffen – der Slogan ist 1981 
entwickelt worden – „hat im-
mer mehr gemeint als nur in 
einer konkreten Situation 

Frieden schaffen.
Friedensethisches Gesprächsforum mit Andreas Zumach in der Süsterkirche

Sprach ohne Manuskript in der vollbesetzen Süsterkirche: Andreas Zumach (Bildmitte vor der Kanzel).                                                                                                                                                                               Foto: Uwe Moggert-Seils

Nach gut 30 Jahren im 
Wellensiek geht Pfarrer Ger-
hard Sternberg nun aus ge-
sundheitlichen Gründen 
– etwas früher als geplant – 
zum 1. Dezember 2022 in 
den Ruhestand. 1992 kam 
Gerhard Sternberg nach Bie-
lefeld. Die damalige Ev. 
Christus-Kirchengemeinde 
im Wellensiek wählte ihn in 
die freie Pfarrstelle. Durch 
die Vereinigung der Nach-
bargemeinden im Bielefel-
der Westen im Jahr 2001 wur-
de Gerhard Sternberg Pfarrer 

Gerhard Sternberg geht in den Ruhestand
Über 30 Jahre als Pfarrer im Wellensiek tätig

der Ev. Dietrich-Bonhoeffer-
Kirchengemeinde.

In seinem Abschiedswort 
im Gemeindebrief der Diet-
rich-Bonhoeffer-Gemeinde 
schreibt er: „Drei Jahrzehnte 
sind vergangen, in denen viel 
geschehen ist. Wir durften 
unzählige schöne Gottes-
dienste gemeinsam feiern, 
„normale“ Predigtgottes-
dienste, aber auch Tauf-, 
Trau- und Konfirmationsgot-
tesdienste. Besonders die et-
was „anderen“ Gottesdienste 
sind mir dabei in schöner Er-

innerung. … 
Ich danke 
Ihnen herz-
lich für all 
das Vertrau-
en, dass Sie 
mir in all 
diesen Jah-
ren entge-
gengebracht 
haben: für 
alle Offen-
heit in den 
verschiedensten Gesprächs- 
und Seelsorgesituationen, be-
sonders auch beim Abschied 

von einem 
lieben Men-
schen, für 
alle Nähe, 
die in diesen 
Gesprächen 
e n t s t e h e n 
konnte. Dan-
ke! Nun freue 
ich mich da-
rauf, viel Zeit 
für Familie 
und Freunde 

zu haben und meinen Hob-
bies nachgehen zu können. 
Ich wünsche Ihnen von Her-

zen Gottes reichen Segen.“
In den Jahrzehnten sei-

nes Pfarrdienstes hat Ger-
hard Sternberg nicht nur 
viele Gottesdienste gestal-
tet, Menschen begleitet, 
Freizeiten durchgeführt. 
Oft war er mit der Gitarre 
unterwegs. Als langjähriger 
Beauftragter des Kirchen-
kreises hat er zu jedem 
K i r c h e n t a g  v i e l e n 
Bielefelder*innen die Teil-
nahme ermöglicht. Zudem 
hat er zahlreiche Gemein-
dezeitungen gestaltet und 

die Homepage der Gemein-
de aufgebaut. Kinder, Ju-
gendliche, Erwachsene, 
Menschen jeden Lebensal-
ters haben in der Begeg-
nung mit Pfarrer Sternberg 
Spuren Gottes in ihrem Le-
ben entdecken können. In 
den letzten Monaten konn-
te Gerhard Sternberg auf-
grund von gesundheitli-
chen Belastungen den 
Pfarrdienst nicht mehr aus-
üben. So sei ihm auch an 
dieser Stelle für all sein Wir-
ken gedankt! 

nein zu sagen: Frieden schaf-
fen ohne Waffen meint nach 
wie vor, dass wir endlich alle 
notwendigen zivilen Instru-
mente herstel len,  in 
Deutschland oder der UNO 
– um auf Konflikte von An-
fang an mit zivilen Instru-
menten zu reagieren.“ Dazu 
gehöre nach Zumachs An-
sicht natürlich das Verhan-
deln, aber auch eine Deeska-
lation mit wirtschaftlichen 
Anreizen: „Wir haben diese 
Instrumente bis heute nur 
ganz marginal entwickelt.“

Zugleich betonte Zu-
mach, dass die Ukraine mit-
nichten eine blühende De-
mokratie sei. Im Land gäbe 
es große Probleme bei der 
Aufarbeitung ihrer Geschich-
te, ebenso auch ein rechtsra-
dikales Armee-Regiment. 
Zumach: „Das ist alles rich-
tig, aber all das darf in keiner 
Weise relativieren, dass die 
Ukraine das Ziel eines ver-
brecherischen Angriffskrie-
ges geworden ist.“

Aus Gesprächen und Be-
richten habe er zudem ent-
nommen, dass es gerade zu 
Beginn des Krieges relativ 
viele Menschen gegeben 
habe, die mit Mitteln der so-
zialen Verteidigung versucht 
hätten, gegen die russische 
Invasion vorzugehen. Doch, 
so Zumach: „Wir sollten uns 
ehrlich machen. Das Prob-
lem ist, dass, wenn gewalt-
freier Widerstand funktio-
nieren soll, dies vorher in der 
Bevölkerung nicht nur be-
kannt sein muss, sondern 
auch eingeübt sein muss. 
Das ist auch in der Ukraine 
nicht geschehen trotz des la-
tenten Bürgerkrieges seit 
2014. So seien in den ersten 

Kriegswochen Menschen 
ohne irgendwelche Waffen 
oder Gegenstände auf russi-
sche Panzer zugegangen, 
hätten zunächst Augenkon-
takt gesucht mit den russi-
schen Soldaten, haben mit 
ihnen geredet und gebeten, 
nicht zu schießen. Dazu 
gäbe es zahlreiche Beispiele 
von Beschädigung von Sach-
gegenständen, um den Be-
satzern ihr Vorgehen zu er-
schweren.

Zur Frage der Waffenliefe-
rungen in die Ukraine, die 
jüngst auch auf der Synode 
der Evangelischen Kirche in 
Magdeburg kontrovers dis-
kutiert wurde, führte Zu-
mach zunächst an: „Nach 
derzeitigen Umfragen stim-
men etwa zwei Drittel der 
Befragten Waffenlieferungen 
in die Ukraine zu, das Mei-
nungsbild in Zeitungen und 
Talkshows erweckt bei mir 
jedoch den Eindruck, es sei-
en eher 95 Prozent der Bevöl-
kerung.“ Ihm gehe es daher 
darum, gegen diese Ohn-
macht anzureden. Mit Argu-
menten. „Damit wir andere 
in unserem Umfeld überzeu-
gen können. Das ist der Bei-
trag, den wir als Bürgerinnen 
und Bürger leisten können.“

Gleichzeitig betonte Zu-
mach: „Man muss nicht 
überzeugte Pazifistin sein, 
um skeptisch gegenüber 
Waffenlieferungen zu sein. 
Denn diese Waffenlieferung 
können nicht realistischer-
weise die Ziele erreichen, 
die mit ihnen verbunden 
werden. Etwa einen Waffen-
stillstand zu erreichen oder 
die russischen Truppen auf 
die Linie des 24. Februar zu-
rückzudrängen.“ Völker-

rechtlich sei die Unterstüt-
zung mit Waffen natürlich 
völlig legitim: „Die Ukraine 
ist angegriffen worden und 
hat nach der UN-Charta das 
Recht auf militärische Ver-
teidigung. Mir geht es um 
die Frage: Ist es das geeigne-
te Instrument?“ Für die fak-
tisch hohe militärische 
Überlegenheit Russlands 
führte der Referent zahlrei-
che Belege an.

Sorge bereite ihm die 
Stimmung in der Gesell-
schaft, insbesondere nach 
der großen Demonstration 
in Berlin am 27. Februar mit 
über 500.000 Menschen. 
Viele junge Menschen ha-
ben dort teilgenommen 
und auf Fragen der Journa-
listen, was sie zu Waffenlie-
ferungen meinen geant-
wortet, sie seien eigentlich 
dagegen, aber in dieser Si-
tuation gebe es doch keine 
Alternative. Zumach: „Sind 
diese jungen Menschen 
jetzt verloren für künftige 
Friedenspolitik?“

Zumach erinnerte in die-
sem Kontext an die Kriege 
der vergangenen dreißig und 
vierzig Jahre. Die jungen 
Leute, die heute maximal 25 
sind, „wissen von all den 
Kriegen und den Protesten 
dagegen so gut wie nichts. 
Für sie ist das der erste Krieg, 
den sie bewusst erleben. Das 
muss uns klar sein. Und das 
erklärt auch die zum Teil 
sehr emotionale Reaktion 
und die Zustimmung zu Waf-
fenlieferungen.“ Zugleich, so 
Zumach, erkläre sich für ihn 
damit auch die hohe Zustim-
mung junger Menschen zur 
Grünen Partei in den letzten 
drei Jahren.

Äußerst kritisch beurteilte 
der Referent den im Zusam-
menhang mit dem Angriffs-
krieg mittlerweile etablierten 
Begriff der Zeitenwende. Er 
habe ihn seit der Regierungs-
erklärung von Bundeskanz-
ler Olaf Scholz im Februar 
immer deutlich kritisiert und 
man müsse ihn ideologiekri-
tisch untersuchen. Denn ers-
tens sei die Verwendung des 
Begriffs sehr eurozentrisch 
verwendet. Mit Blick auf die 
Länder des Südens sagten 
dortige Menschen, bei ihnen 
fänden solche Kriege schon 
seit Jahrzehnten statt. Zu-
dem stimme die Behauptung 
nicht, dass Russland heute 
isoliert dastehe. In der UN-
Generalversammlung hätten 
sich 38 Staaten, so Zumach, 
bei der Verurteilung des Krie-
ges enthalten, viele darunter 
sehr bevölkerungsreich, ins-
gesamt über zwei Drittel der 
Weltbevölkerung.

Ein weiterer Kritikpunkt 
Zumachs am Begriff der Zei-
tenwende ist der, dass damit 
die letzten dreißig Jahre der 
Geschichte auf unserem 
Kontinent „weitgehend ent-
sorgt worden“ sind. Vor al-
lem die Anteile, wo der Wes-
ten fatale Fehler gemacht 
habe, insbesondere bei der 
Nato-Osterweiterung. Denn 
sie werde, so der Referent, 
„die bestehenden nationalis-
tischen Tendenzen in Russ-
land enorm verstärken und 
zu einer Politik führen, die 
dem Westen große Probleme 
bereiten werde.“

Zum Schluss seines Vor-
trags wendete sich Zumach 
der Frage zu, ob und in wel-
cher Form es eine gemeinsa-
me Zukunft mit Russland 

geben könne. Trotz des Krie-
ges müsse man jetzt schon 
an die Bausteine für eine ge-
meinsame Politik zu denken. 
Dazu gehören seiner Ansicht 
nach Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsverhandlungen. 
Als einen großer Fehler der 
letzten neun Monate be-
zeichnete er, dass zahlreiche 
Beziehungen aus unserer Zi-
vilgesellschaft zur russischen 
Zivilgesellschaft abgebro-
chen oder auf Eis gelegt wur-
den: „Das Gegenteil hätte 
stattfinden müssen!“

Als konstruktiven Beitrag 
nannte Zumach daher ab-
schließend, dass alle politisch 
Agierenden ein gemeinsames 
Interesse auf diesem Konti-
nent hätten, Russland zu hel-
fen, sich aus seiner fatalen 
volkswirtschaftlichen Abhän-
gigkeit von fossilen Energien 
(80 Prozent) so schnell wie 
möglich zu befreien: „Wenn 
Russland von diesem hohen 
Niveau der Abhängigkeit sei-
ner Wirtschaft mit fossilen 
Energien nicht schrittweise in 
den nächsten Jahren runter-
kommt, dann können wir uns 
die Pariser Klimaziele in die 
Haare schmieren.“ Positiv ge-
wendet bedeute dies, man 
müsse sich „so schnell wie 
möglich um eine ökologisch-
nachhaltige Energie-Koope-
ration mit Russland bemü-
hen. Und ich plädiere dafür, 
mit solchen Ideen nicht zu 
warten, bis Putin irgendwann 
weg ist. Denn auch heute gibt 
es in Russland bereits unter-
halb der Führungsebene 
Menschen, die darauf an-
sprechbar sind.“ Fachkundi-
ge Nachfragen aus dem Pub-
likum sowie langanhaltender 
Applaus beendeten den 
Abend.


